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Urteile 
Art. 119 EWG-Vertrag,§ 23 a Nr. 6 
BAT 
Teilzeitarbeit und Bewährungsaufstieg 
nach BAT:• 

Die im folgenden abgedruckten Urteile knüp­
fen an den Vorlagebeschluß des Arbeitsgerichts 
Hamburg vom 13.4.1989, STREIT 3/89, S. 90 ff., 
an. Bei dem unter I. abgedruckten Urteil handelt 
e sich um die Entscheidung der Vorlagefragen; das 
unter II. abgedruckte Urteil des Arbeitsgerichts 
Hamburg stellt dann die Entscheidung im Au -
gangsverfahren - nach Entscheidung des EuGH -
dar. 
Zum gleichen Problemkreis auch: Urteil des ArbG 
Hamburg vom 5.7.1987, STREIT 4/87, S. 141 f. 
(Das Verfahren ist vom Arbeitsgericht durchent-
chieden worden.) 

I. 
EuGH 
1. Artikel 119 EWG-Vertrag ist dahin auszule­
gen, daß er es nicht zuläßt, daß ein für den natio­
nalen öffentlichen Dienst geschlossener Tarifver­
trag vorsieht, daß für den Aufstieg in eine höhere 
Vergütungsgruppe die Dienstzeit von Arbeitneh­
mern, die mit mindestens drei Viertel der regelmä­
ßigen Arbeitszeit beschäftigt sind, voll, die Dienst­
zeit von Arbeitnehmern, deren Arbeitszeit 
zwischen der Hälfte und drei Viertel der regelmä­
ßigen Arbeitszeit beträgt, jedoch nur zur Hälfte 
angerechnet wird, wenn sich herausstellt, daß zu 
der letztgenannten Arbeitnehmergruppe erheblich 
weniger Männer als Frauen gehören, es sei denn, 
der Arbeitgeber weist nach, daß die betreffende 
Bestimmung durch objektive Kriterien gerechtfer­
tigt ist, die insbesondere darauf abstellen, welche 
Beziehung zwischen der Art der ausgeübten Tätig­
keit und der Erfahrung besteht, die die Ausübung 
dieser Tätigkeit nach einer bestimmten Anzahl ge­
leisteter Arbeitsstunden verschafft. 
2. Im Falle einer mittelbaren Diskriminierung 
durch eine Bestimmung eines Tarifvertrags ist das 
nationale Gericht verpflichtet, diese Bestimmung 
- ohne daß es ihre vorherige Beseitigung durch 
Tarifverhandlungen oder auf anderen Wegen be­
antragen oder abwarten müßte - außer Anwen­
dung zu lassen und auf die Angehörigen der durch 
diese Diskriminierung benachteiligten Gruppe die 
gleiche Regelung wie auf die übrigen Arbeitneh­
mer anzuwenden, wobei diese Regelung, so lange 
Artikel 119 EWG-Vertrag im nationalen Recht 
nicht ordnungsgemäß durchgeführt ist, das einzig 
gültige Bezugssystem bleibt. (amtlicher Leitsatz) 
Urteil des EuGH vom 7.2.1991 - C - 184/89 • 
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Aus den Gründen: 
Das Arbeitsgericht Hamburg hat mit Beschluß vom 13. 

April 1989, beim Gerichtshof eingegangen am 25. Mai 1989, 
gemäß Artikel 177 EWG-Vertrag zwei Fragen nach der Ausle­
gung des Artikels 119 EWG-Vertrag und der Richtlinie 
75/117 /EWG des Rates vom 10. Februar 1975 zur Angleichung 
der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Anwen­
dung des Grundsatzes des gleichen Entgelts für Männer und 
Frauen (ABI. L 45, . 19) zur Vorabentscheidung vorgelegt. 

Diese Fragen stellen ich in einem Rechtsstreit zwischen 
Frau . und ihrem Arbeitgeber, der Freien und Hanse tadt 
Hamburg, über ihren Aufstieg in eine höhere Vergütung grup­
pe. 

Aus den Akten geht hervor, daß das fragliche Arbeitsver­
hältnis den Bestimmungen des Bundes-Angestelltentarifver­
trag (BAT) unterliegt. ach§ 23a r. 6 BAT in seiner bi zum 
31. Dezember 1987 geltenden Fassung werden für den Bewäh­
rungsaufstieg in eine höhere Vergütungsgruppe die Dienstzei­
ten von Arbeitnehmern, die mit mindestens drei Viertel der 
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt sind, voll, die Dienstzei­
ten von Arbeitnehmern, deren Arbeitszeit zwi chen der Hälfte 
und drei Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit beträgt, aber nur 
zur Hälfte angerechnet. 

Unter Hinweis auf diese Be timmung und mit der Be­
gründung, die Klägerin sei mit weniger al drei Viertel der 
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt, lehnte e ihr Arbeitgeber 
ab, ihr nach sechsjähriger Zugehörigkeit zur Vergütungsgruppe 
V b Fallgruppe 1 a BAT den Aufstieg in die nächsthöhere 
Vergütungsgruppe, und zwar die Vergütungsgruppe IV b Fall­
gruppe 2 BAT, zu gewähren. 

Die Klägerin ah darin eine gesetzwidrige Diskriminie­
rung, da die Arbeitnehmer, die mit mindestens drei Viertel der 
regelmäßigen Arbeitszeit beschäftigt seien, nach sechsjähriger 
Zugehörigkeit zu einer Vergütungsgruppe Anspruch auf einen 
automati chen Aufstieg in die nächsthöhere Vergütungsgruppe 
hätten. 

ie erhob daher Klage beim Arbeitsgericht Hamburg. 
ach Auffassung des vorlegenden Gerichts wirft die Klage 

Fragen nach der Auslegung der Artikel 117 und 119 EWG-Ver­
trag sowie der Richtlinie 75/117 auf. Es hat daher das Verfahren 
ausgesetzt und dem Gerichtshof zur Vorabentscheidung vor­
gelegt. 

Zur ersten Frage 
Die erste Frage des vorlegenden Gerichts geht 

dahin, ob es Artikel 119 EWG-Vertrag nicht zu­
läßt, daß ein für den nationalen öffentlichen Dienst 
geschlos ener Tarifvertrag vor ieht, daß für den 
Aufstieg in eine höhere Verg_ütungsgruppe die 
Dienstzeit von Arbeitnehmern, die mit mindestens 
drei Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit beschäf­
tigt ind, voll, die Dienstzeit von Arbeitnehmern, 
deren Arbeitszeit zwischen der Hälfte und drei 
Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit beträgt, je­
doch nur zur Hälfte angerechnet wird, wenn zu 
der letztgenannten Arbeitnehmergruppe sehr viel 
mehr Frauen als Männer gehören. 

Zur sachgerechten Beantwortung dieser Fra­
ge i t zunächst zu prüfen, ob der Aufstieg in eine 
hörere Vergütungsgruppe zum Anwendungsbe­
reich des Artikels 119 EWG-Vertrag gehört. 

Aus den Akten geht hervor, daß es sich im 
vorliegenden Fall um ein System der quasiautoma­
tischen Einstufung in die Vergütungsgruppen han­
delt, das auf den in einem Tarifvertrag enthaltenen 
Dienstzeitvorschriften beruht. Diese Vorschriften 
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be timmen die Entwicklung der Vergütung als sol­
cher, die einem Arbeitnehmer ohne Anderung der 
Tätigkeit zusteht. 

Folglich fallen unter diesen Umständen die 
Vorschriften über den quasiautomatischen Auf­
stieg in eine höhere Vergütungsgruppe grundsätz­
lich unter den Begriff de Entgelts im Sinne des 
Artikels 119 EWG-Vertrag. 

Da Artikel 119 zwingenden Charakter hat, ist 
das Verbot der diskriminierenden Ungleichbe­
handlung von männlichen und weiblichen Arbeit­
nehmern nicht nur für die Behörden verbindlich, 
sondern es erstreckt sich auch auf alle Tarifverträ­
ge, die die abhängige Erwerbstätigkeit kollektiv 
regeln, und auf alle Verträge zwischen Privatper­
sonen (siehe zuletzt Urteil vom27.Juni 1990inder 
Rechtssache C-33/89, noch nicht in der amtlichen 
Sammlung veröffentlicht). 

Den Akten ist zu entnehmen, daß nach der 
fraglichen Bestimmung des Tarifvertrags die Ar­
beitnehmer, die mit mindestens der Hälfte, aber 
weniger als drei Viertel der Arbeitszeit eines voll­
zeitbeschäftigten Arbeitnehmers beschäftigt sind, 
im Verhältnis zu diesen doppelt so viele Dienstjah­
re benötigen, um in die nächsthöhere Vergütungs­
gruppe aufzusteigen. Ein Tarifvertrag wie der hier 
in Rede stehende, der es den Arbeitgebern gestat­
tet, zwischen zwei Gruppen von Arbeitnehmern 
- denjenigen, die eine bestimmte Mindestzahl von 
Arbeitsstunden pro Woche oder pro Monat lei­
sten, und denen, die bei gleichen Aufgaben diese 
Mindeststundenzahl nicht erreichen - einen Un­
terschied beim Gesamtentgelt aufrechtzuerhalten, 
führt jedoch faktisch zu einer Diskrim.inierung der 
weiblichen Arbeitnehmer im Verhältnis zu den 
männlichen, wenn sich herausstellt, daß prozentu­
al erheblich weniger Männer als Frauen teilzeitbe­
schäftigt sind. Ein derartiger Tarifvertrag muß 
grundsätzlich als Artikel 119 EWG-Vertrag zuwi­
derlaufend angesehen werden. Anders wäre dies 
nur, wenn die unterschiedliche Behandlung der 
beiden Arbeitnehmergruppen durch objektive 
Faktoren gerechtfertigt wäre, die nichts mit einer 
Diskriminierung aufgrund des Geschlechts zu tun 
haben (siehe Urteil vom 13. Mai 1986 in der 
Rechtssache 170/84, Bilka-Kaufhaus, Slg. 1986, 
1607'). • 

Insoweit hat die Stadt Hamburg in diesem 
Verfahren im wesentlichen geltend gemacht, die 
Arbeitnehmer, die vollzei tbeschäftigt oder mit drei 
Viertel der Arbeitszeit beschäftigt seien, gewännen 
chneller Fähigkeiten und Fertigkeiten für ihre Tä­

tigkeit hinzu als die übrigen Arbeitnehmer. Die 
Bundesregierung hat sich darüber hinaus auf das 
größere Erfahrungswissen der er tgenannten Ar­
beitnehmer berufen. 

Hinweis der Red.: abgedruckt in STREIT 4/86, . 126 ff. 
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Derartige Erwägungen stellen jedoch ledig­
lich verallgemeinernde Aussagen zu bestimmten 
Kategorien von Arbeitnehmern dar. Ihnen lassen 
sich keine objektiven Kriterien entnehmen, die 
nichts mit einer Diskriminierung aufgrund des Ge­
schlechts zu tun haben (siehe Urteil vom 13. Juli 
1989 in der Rechtssache 171/88, Rinner-Kühn, Slg. 
1989, 2743). Zwar geht das Dienstalter Hand in 
Hand mit der dienstlichen Erfahrung, die den Ar­
beitnehmer grundsätzlich zu einer besseren Erfül­
lung seiner Aufgaben befähigt, jedoch hängt der 
objektive Charakter eines olchen Kriteriums von 
allen Umständen des Einzelfalls und insbesondere 
davon ab, welche Beziehung zwischen der Art der 
ausgeübten Tätigkeit und der Erfahrung besteht, 
die die Ausübung dieser Tätigkeit nach einer be­
stimmten Anzahl geleisteter Arbeitsstunden ver­
schafft. Es ist aber Sache des nationalen Gerichts, 
das zur Beurteilung des Sachverhalts allein zustän­
dig ist, in Anbetracht aller Umstände festzustellen, 
ob und in welchem Umfang eine tarifvertragliche 
Bestimmung wie die hier fragliche durch objektive 
Gründe, die nichts mit einer Diskriminierung auf­
grund des Geschlechts zu tun haben, gerechtfertigt 
1st. 

Daher ist auf die erste Frage des vorlegenden 
Gerichts wie folgt zu antworten: Artikel 119 
EWG-Vertrag ist dahin au zulegen, daß er es nicht 
zuläßt, daß ein für den nationalen öffentlichen 
Dienst geschlossener Tarifvertrag vorsieht, daß für 
den Aufstieg in eine höhere Vergütungsgruppe die 
Dienstzeit von Arbeitnehmern, die mit mindestens 
drei Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit beschäf­
tigt sind, voll, die Dienstzeit von Arbeitnehmern, 
deren Arbeitszeit zwischen der Hälfte und drei 
Viertel der regelmäßigen Arbeitszeit beträgt, je­
doch nur zur Hälfte angerechnet wird, wenn sich 
herausstellt, daß zu der letztgenannten Arbeitneh­
mergruppe erheblich weniger Männer als Frauen 
gehören, es sei denn, der Arbeitgeber weist nach, 
daß die tarifvertragliche Bestimmung durch objek­
tive Kriterien gerechtfertigt ist, die insbesondere 
darauf abstellen, welche Beziehung zwischen der 
Art der ausgeübten Tätigkeit und der Erfahrung 
besteht, die die Ausübung dieser Tätigkeit nach 
einer bestimmten Anzahl geleisteter Arbeitsstun­
den verschafft. 

Zur zweiten Frage 
Die zweite Frage geht dahin, welche Folgen 

sich - insbesondere im Hinblick auf die Rege­
lungsautonomie der Tarifvertragsparteien - ergä­
ben, wenn das vorlegende Gericht die Unverein­
barkeit einer Bestimmung eines Tarifvertrags mit 
Artikel 119 EWG-Vertrag feststellte. 

Wie der Gerichtshof im Urteil vom 8. April 
1976 in der Rechtssache 43/75 (Defrenne, Slg. 
1976, 455) entschieden hat, ist Artikel 119 EWG-
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Vertrag hinreichend bestimmt, so daß ein Betrof­
fener vor einem innerstaatlichen Gericht unter Be­
rufung auf diese Bestimmung verlangen kann, daß 
das Gericht nationale Rechtsvorschriften außer 
Anwendung läßt, und zwar auch in dem Fall, daß 
sich die betreffende Bestimmung aus einem Tarif­
vertrag ergibt, der mit Artikel 119 nicht vereinbar ist. 

Aus dem Urteil vom 27. Juni 1990 in der 
Rechtssache C-33/89 (a.a.O.) geht hervor, daß im 
Falle einer mittelbaren Diskriminierung durch ei­
ne Bestimmung eines Tarifvertrags die Angehöri­
gen der dadurch benachteiligten Gruppe An­
spruch auf die gleiche Behandlung und auf An­
wendung der gleichen Regelung wie die übrigen 
Arbeitnehmer haben, wobei diese Regelung, so­
lange Artikel 119 EWG-Vertrag im innerstaatli­
chen Recht nicht ordnungsgemäß durchgeführt 
ist, das einzig gültige Bezugssystem bleibt. 

Ferner ist nach ständiger Rechtsprechung des 
Gerichtshofes (siehe insbesondere das Urteil vom 
9. März 1978 in der Rechtssache 106/77, Slg. 1978, 
629) das nationale Gericht, das im Rahmen seiner 
Zuständigkeit die Bestimmungen des Gemein­
schaftsrechts anzuwenden hat, gehalten, für die 
volle Wirksamkeit dieser ormen Sorge zu tragen, 
indem es erforderlichenfalls jede entgegenstehen­
de Bestimmung des nationalen Rechts aus eigener 
Entscheidungsbefugnis unangewendet läßt, ohne 
daß es die vorherige Beseitigung dieser Bestim­
mung auf gesetzgeberischem Wege oder durch ir­
gendein anderes verfassungsrechtliches Verfahren 
beantragen oder abwarten müßte. 

Diese Erwägungen gelten auch für den Fall, 
daß sich die dem Gemeinschaftsrecht entgegenste­
hende Bestimmung aus einem Tarifvertrag ergibt. 
Es wäre nämlich mit dem Wesen des Gemein­
schaftsrechts unvereinbar, wenn dem nationalen 
Gericht die uneingeschränkte Befugnis abgespro­
chen würde, unmittelbar bei der ihm obliegenden 
Anwendung des Gemeinschaftsrechts Bestim­
mungen eines Tarifvertrags außer Anwendung zu 
lassen, die die volle Wirksamkeit der gemein­
schaftsrechtlichen Vorschriften möglicherweise 
behindern. 

Daher ist auf die zweite Frage zu antworten, 
daß im Falle einer mittelbaren Diskriminierung 
durch eine Bestimmung eines Tarifvertrags das na­
tionale Gericht verpflichtet ist, diese Bestimmung 
- ohne daß es ihre vorherige Beseitigung durch 
Tarifverhandlungen oder auf anderem Wege bean­
tragen oder abwarten müßte - außer Anwendung 
zu lassen und auf die Angehörigen der durch diese 
Diskriminierung benachteiligten Gruppe die glei­
che Regelung wie auf die übrigen Arbeitnehmer 
anzuwenden, wobei diese Regelung, so lange Ar­
tikel 119 EWG-Vertrag im nationalen Recht nicht 
ordnungsgemäß durchgeführt ist, da einzig gülti­
ge Bezugssystem bleibt. 
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II. 
ArbG Hamburg 
1. Die unterschiedlichen Anforderungen an Be­
währungszeiten bei Voll- und Teilzeitarbeit gem. 
§ 23 a Nr. 6 BAT sind nicht durch objektive Gründe 
gerechtfertigt. Die Regelung ist wegen mittelbarer 
Diskriminierung nichtig. 
2. Für eine teilzeitbeschäftigte Arbeitnehmerin 
gilt deshalb die gleiche Bewährungszeit wie für 
eine vollzeitig beschäftigte. 
Urteil des ArbG Hamburg vom 16.5.1991 - 2 Ca 435/88 -

Aus dem Sachverhalt: 
Mit ihrer Klage begehrt die Klägerin eine Vergütung nach 

der Vergütungsgruppe IVb Fallgruppe 2 der An!. 1 a zum 
Bundesangestelltentarifvercrag ab 1. Januar 1989. 

Die Klägerin ist seit dem 1. Januar 1977 im öffentlichen 
Dienst der Freien und Hansestadt Hamburg beschäftigt. Seit 
dem 1. Januar 1983 arbeitet sie bei einer Arbeitszeit von 20 
Stunden pro Woche als Verwaltungsfachangestellte an der Uni­
versität Hamburg. Seit dem 1. Januar 1983 ist die Klägerin in 
die Vergütungsgruppe Vb Fallgruppe 1 a der An!. 1 a zum BAT 
eingruppiere. Auf das Arbeitsverhältnis der Parteien finden 
kraft arbeitsvercraglicher Vereinbarung der Bundesangestell­
tentarifvertrag (BAT) und diesen ergänzenden, ändernden oder 
ersetzenden Tarifverträge Anwendung. 

Mit Schreiben vom 28. Januar 1988 machte die Klägerin 
einen Anspruch aufHöhergruppierung in die Vergütungsgrup­
pe IVb Fallgruppe 2 der An!. 1 a zum BAT ab dem 1. Januar 
1989 bei der Beklagten geltend. Die Beklagte lehnte diesen 
Anspruch unter Hinweis auf§ 23 a BAT ab. 

Aus den Gründen: 
Die Klage ist begründet. 
Die Klägerin ist gemäß §§ 22, 23 a BAT ab 1. 

Januar 1989 in Vergütungsgruppe IVb Fallgruppe 
2 der Anl. 1 a zum BAT eingruppiert. Die Vor­
schriften des BAT finden auf das Arbeitsverhältnis 
der Parteien kraft arbeitsvertraglicher Vereinba­
rung Anwendung. 

Die Klägerin ist unstreitig in Vergütungs­
gruppe Vb nach den Voraussetzungen der Fall­
gruppe 1 a eingruppiert. 

In Vergütungsgruppe IVb der Anl. l a zum 
BAT sind Angestellte eingruppiert, die nach mit 
dem Hinweiszeichen':· gekennz~ichneten Tatig­
keit merkmalen der Vergütungsgruppe Va und Vb 
eingruppiert sind, nach 6jähriger Bewährung in 
einer Tatigkeit der Vergütungsgruppe Va oder Vb. 
Die Tatigkeitsmerkmale der Vergütungsgruppe 
Vb Fallgruppe 1 a sind mit dem Hinweiszeichen':• 
versehen, so daß im Grundsatz ein Bewährungs­
aufstieg in Vergütungsgruppe IVb Fallgruppe 2 
BAT möglich ist. 

Die Klägerin ist seit dem 1. Januar 1989 nach 
6jähriger Bewährungszeit in Vergütungsgruppe 
IVb Fallgruppe 2 BAT eingruppiert. Sie hat ihre 
Tatigkeit gemäß Fallgruppe 1 a der Vergütungs­
gruppe Vb BAT am 1. Januar 1983 aufgenommen. 
Zwischen den Parteien ist unstreitig, daß sich die 
Klägerin in den daran anschließenden 6 Jahren in 
der übertragenen Tatigkeit den gestellten Anfor-


	CCI01072026_00032
	CCI01072026_00033
	CCI01072026_00034

